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Zusammenfassung Verfassungsbeschwerden werden nicht nur von Einzelpersonen
erhoben, sondern auch von Unternehmen, Verbänden oder zivilgesellschaftlichen In-
teressengruppen. Gleichwohl sind die politischen Implikationen des Verfahrens von
der Politikwissenschaft bisher kaum gewürdigt worden. Dies ist umso bemerkens-
werter, als sogar die Rechtswissenschaft der Verfassungsbeschwerde eine Mobili-
sierungs- und Partizipationsfunktion zuerkennt. Vor diesem Hintergrund wirft der
vorliegende Beitrag die folgende Frage auf: Unter welchen Bedingungen erreichen
organisierte Interessen mithilfe einer Verfassungsbeschwerde eine breite Mobili-
sierung für ihre Anliegen? Eine Fuzzy-set-Analyse von 35 Verfassungsbeschwerden
vor dem Bundesverfassungsgericht identifiziert zwei kausale Konfigurationen für das
Phänomen verfassungsrechtlicher Mobilisierungsstrategien. Bei allen Unterschieden
teilen diese Verfassungsbeschwerden den Umstand, dass sie von Mitgliederorgani-
sationen erhoben werden, die in Karlsruhe Gesetze und Regierungsakte anfechten.
Schlüsselwörter Politische Gelegenheitsstruktur · Interessengruppen ·
Rechtsmobilisierung · Massenverfassungsbeschwerde · Fuzzy-set-QCA
Eine frühere Version dieses Artikels wurde auf der Jahrestagung des Arbeitskreises Organisierte
Interessen der DVPW am 28./29. November 2018 an der Universität Bielefeld präsentiert.
Zusatzmaterial online Zusätzliche Informationen sind in der Onlineversion dieses Artikels (https://
doi.org/10.1007/s11615-020-00235-5) enthalten.
S. Thierse ()




Legal Mobilization: Organized Interests and Constitutional Complaints
Before the Federal Constitutional Court
Abstract Constitutional complaints are not only lodged by private individuals, they
are also brought by firms, associations, and public interest groups. However, the
political implications of the procedure have gone largely unnoticed by political sci-
ence. This is all the more remarkable given that even the mobilizing and participatory
function of the constitutional complaint is acknowledged by legal theory. Against
this backdrop, the present article raises the following question: under what condi-
tions do organized interests achieve broad mobilization for their causes by means
of a constitutional complaint? A fuzzy set analysis of 35 constitutional complaints
before the Federal Constitutional Court identifies two causal configurations for the
phenomenon of constitutional mobilizing strategies. Despite all the differences, these
constitutional complaints share the condition that they are brought by membership
organizations that challenge statutes and acts of government in Karlsruhe.
Keywords Political opportunity structure · Interest groups · Legal mobilization ·
Mass constitutional complaint · Fuzzy set qualitative comparative analysis
1 Einleitung
„Verfassungsklage per Menschenkette“, „125.000 Mal ,Nein‘ zu CETA“, „125.000
CETA-Gegner unterstützen Verfassungsklage“; so oder ähnlich titelten deutsche Ta-
geszeitungen und Nachrichtenportale im August 2016, als Vertreter der drei Nicht-
regierungsorganisationen (NGOs) Campact, foodwatch und Mehr Demokratie e.V.
Verfassungsbeschwerde gegen das Comprehensive Economic and Trade Agreement
(CETA) beim Bundesverfassungsgericht (BVerfG) einreichten. Die „Bürgerklage“
ist eine von insgesamt vier Verfassungsbeschwerden gegen das Handels- und Inves-
titionsabkommen zwischen der Europäischen Union (EU) und Kanada. Eine ähnlich
breite Mobilisierung der Zivilgesellschaft gab es zuvor erstmals gegen das Um-
setzungsgesetz zur EU-Richtlinie über die Vorratsdatenspeicherung (Thierse und
Badanjak 2020).
Die Nutzung von Verfassungsbeschwerden zur „Mobilisierung des Rechts“ (Blan-
kenburg 1995) verweist auf ein empirisches Rätsel: Rein rechtlich ist es unerheblich,
ob eine Verfassungsbeschwerde von einem oder 100.000 Klägern eingereicht wird.
Das Urteil eines Verfassungsgerichts sollte nach der Prüfung des Falls unabhängig
von der Anzahl der Beschwerdeführer gleich lauten. Warum setzen manche Akteure
die Verfassungsbeschwerde zur Mobilisierung für politische Anliegen ein? Und wel-
che Faktoren tragen zu einer breiten politischen Mobilisierung bei?Diese Fragen ha-
ben bislang erstaunlich wenig Resonanz in der politikwissenschaftlichen Forschung
gefunden. In dieses Bild passt, dass Verfassungsbeschwerden trotz ihrer nicht nur in
der Bundesrepublik quantitativ überragenden Bedeutung am Arbeitsanfall von Ver-
fassungsgerichten (Hönnige 2010, S. 352; Visser 2015, S. 154) bislang kaum empi-
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risch aufgearbeitet sind.1 Der vorliegende Beitrag adressiert diese Forschungslücke,
indem er den Zugang zur verfassungsgerichtlichen Überprüfung staatlichen Han-
delns als Teil der politischen Gelegenheitsstruktur konzeptualisiert. Inspiriert durch
die Literatur zur Rechtsmobilisierung („legal mobilization“) (Blankenburg 1995;
Epp 2008a, b; McCann 2008) knüpft der Artikel an die Idee an, dass das Recht bzw.
der Rückgriff auf Rechtsmittel nicht mechanistisch politischen und sozialen Wandel
bewirkt, sondern bestenfalls eine Ressource darstellt, die sich in politischen Einfluss
ummünzen lässt. Das Erkenntnisinteresse dieses Beitrags liegt folglich auf einer be-
sonderen, zahlenmäßig marginalen Gruppe von Verfassungsbeschwerden: solchen,
die zur Durchsetzung politischer Kurskorrekturen von organisierten Interessen der
Zivilgesellschaft initiiert und organisiert werden und auf die Herstellung kritischer
Öffentlichkeit abzielen.
Der Beitrag verfährt wie folgt: Im nächsten Abschnitt werden grundlegende Vor-
aussetzungen und mögliche Wirkungen von Verfassungsbeschwerden unter dem Ge-
sichtspunkt der politischen Gelegenheitsstruktur diskutiert. Unter Rückgriff auf eine
von Schreier (2011) vorgeschlagene Typologie werden sog. Massenverfassungsbe-
schwerden von einem gewöhnlichen Rechtsbehelf abgegrenzt. Anschließend werden
in Abschn. „Theoretischer Rahmen und Hypothesen“ unter Rückgriff auf Erkennt-
nisse der Interessengruppenforschung Überlegungen angestellt, welche Akteure den
größten Anreiz zur Nutzung von Verfassungsbeschwerden als Mobilisierungsin-
strument haben. Abschn. „Verfassungsbeschwerden von Interessengruppen: Daten
und Methode“ stellt die Datengrundlage und Methode vor und liefert eine empi-
rische Analyse von 35 Verfassungsbeschwerden im Zeitraum 2000 bis 2017. In
Abschn. „Analyse und Diskussion“ werden die Ergebnisse einer Fuzzy-set-Analyse
präsentiert. Der Abschn. „Schlussbetrachtung und Ausblick“ diskutiert die Ergeb-
nisse, ordnet diese in den Stand der Forschung ein und skizziert weiterführende
Forschungsfragen und mögliche Anknüpfungspunkte.
2 Verfassungsbeschwerden als Teil der politischen Gelegenheitsstruktur
und als Instrument der Rechtsmobilisierung
Verfassungsbeschwerden bieten neben abstrakter und konkreter Normenkontrolle
einen dritten Verfahrensweg für die verfassungsgerichtliche Überprüfung von Akten
staatlicher Gewalt (Stone Sweet 2000, S. 44–45). Aus einer strikt rechtswissenschaft-
lichen Sicht ist die Verfassungsbeschwerde ein außerordentlicher Grundrechtsbehelf.
„Jedermann“, der sich durch einen Akt öffentlicher Gewalt persönlich, gegenwärtig
und unmittelbar in seinen Grundrechten oder grundrechtsgleichen Rechten verletzt
sieht, steht prinzipiell der Weg der Verfassungsbeschwerde offen.2 Das Erfordernis,
mit der Erhebung einer Verfassungsbeschwerde die persönliche, gegenwärtige und
unmittelbare Betroffenheit nachzuweisen, ist die zentrale Voraussetzung, um über-
1 Die wenigen Arbeiten, die sich in vergleichender Perspektive mit Verfassungsbeschwerden befassen,
stammen aus der Rechtswissenschaft (Brunner 2002; Dannemann 1994; Visser 2015).
2 Auch juristische Personen fallen grundsätzlich unter „jedermann“, sind also beschwerdefähig, sofern sie
Träger von Grundrechten sind (Visser 2015).
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haupt Zugang zum Verfassungsgericht zu erhalten und verweist auf die Tatsache,
dass das Gerichtssystem im Gegensatz zu anderen Subsystemen auf individuelles
Handeln ausgerichtet ist (Zemans 1983, S. 692). Folglich ist die Verfassungsbe-
schwerde auch nicht dazu gedacht, wie bei einer Popularklage Rechte Dritter geltend
zu machen. Ebenso soll die Voraussetzung, den Schutz durch die Verfassung ge-
schützter Grundrechte zunächst vor Fachgerichten zu erwirken, dem „Kurzschluss“
des Instanzenwegs vorbeugen. Schließlich – damit zusammenhängend – befasst sich
das Verfassungsgericht ausschließlich mit verfassungsrechtlichen Fragen, was aus
Sicht der Kläger eine weitere Einschränkung impliziert (Dannemann 1994, S. 142).
Diese formal voraussetzungsvollen Zugangsbedingungen scheinen potenzielle
Beschwerdeführer jedoch nur bedingt abzuschrecken. Jährlich gehen fast 6000 Ver-
fassungsbeschwerden in Karlsruhe ein, ihr Anteil an allen Verfahrensarten liegt im
langfristigen Durchschnitt (1951–2017) bei nahezu 97 Prozent.3 Selbst Vertreter der
Rechtswissenschaft anerkennen, dass Verfassungsbeschwerden neben ihrer (verfas-
sungs-)rechtlichen Funktion des Grundrechtsschutzes sowie der Rechtsfortbildung
eine dritte Funktion erfüllen: die der „Mobilisierung der Bürger für die Durch-
setzung von Verfassungsrecht“ und der wirksamen Verteidigung ihrer Grundrechte
gegenüber dem Staat (Gusy 2015, S. 344–345; Zuck 2013, S. 35). Blankenburg
(1998, S. 217) charakterisiert Verfassungsbeschwerden daher recht unverblümt als
„Nebenbühne der Politik und Klagemauer von Bürgern“.
Verfassungsbeschwerden sind Teil der politischen Gelegenheitsstruktur: Sie stel-
len Handlungsoptionen dar, deren Nutzung indes mit Chancen, Risiken, Unwäg-
barkeiten und Zielkonflikten einhergehen (Koopmans 1999). Aus Sicht der Be-
schwerdeführer ist das sicherlich wichtigste Motiv, eine Entscheidung zu erwir-
ken, die einen als verfassungswidrig gehaltenen Eingriff in die Grundrechte heilt.
Insbesondere Verfassungsbeschwerden, die sich unmittelbar gegen Gesetze richten
(Rechtssatzverfassungsbeschwerden), können politische Entscheidungen revidieren
oder konditionieren, sofern das BVerfG ein Gesetz für verfassungswidrig erklärt und
als nichtig verwirft. Das Kontrollpotenzial ist aufgrund der Verwerfungskompetenz
des Verfassungsgerichts als größer einzuschätzen als bei anderen Handlungsoptio-
nen, die Bürgern oder Interessengruppen zu Gebote stehen, denn die Anrufung des
Verfassungsgerichts schafft unter Umständen schneller Abhilfe gegen invasive Ent-
scheidungen als die Aussicht auf Abwahl der Regierung bei den nächsten Wahlen.
Dies gilt insbesondere dann, wenn die Verfassungsbeschwerde mit einem Antrag
auf einstweiligen Rechtsschutz verbunden wird. Je länger jedoch der Zeitraum zwi-
schen Klage und Urteilsspruch ausfällt, umso unrealistischer ist die Aussicht auf
eine rasche Korrektur politischer Entscheidungen (Brandenburg 2014; Köhler 2012,
S. 210).4 Stone Sweet (2000, S. 199) spitzt die potenzielle Wirkung von Verfas-
3 Eigene Berechnungen auf Basis der vom BVerfG veröffentlichen Übersicht über die Verfahrenseingän-
ge. https://www.bundesverfassungsgericht.de/DE/Verfahren/Jahresstatistiken/2017/gb2017/A-I-4.pdf?__
blob=publicationFile&v=2 (zuletzt abgerufen am 18.10.2019).
4 In immerhin mehr als einem Drittel aller Verfassungsbeschwerden vergehen bis zu einer Entscheidung
zwei Jahre oder mehr. https://www.bundesverfassungsgericht.de/DE/Verfahren/Jahresstatistiken/2017/
gb2017/A-IV-3.pdf?__blob=publicationFile&v=2.
K
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sungsbeschwerden als Ergänzung der politischen Einflussnahme folgendermaßen
zu:
Private individuals, companies, and interest groups who want to provoke chan-
ges in statutes, and to build constraints on the exercise of legislative power in
the future, have an interest in bringing litigation that raises constitutional ob-
jections. [...] The result is that judicial processes have become sites of policy-
making that supplement, and at times rival, the legislature. In systems in which
the individual complaint procedure exists, this outcome is reinforced, since li-
tigants can appeal judicial decisions (denying standing or their constitutional
claims) and statutes (under certain conditions) directly to the constitutional
court. [eigene Herv.]
Der Anreiz, mittels einer Verfassungsbeschwerde ein Gesetz zu Fall zu bringen,
dürfte insbesondere für zivilgesellschaftliche Interessengruppen noch größer sein als
für Unternehmen und Wirtschaftsverbände. Rechtsstreitigkeiten – die Verfassungs-
beschwerden zumindest dem Verfahren nach sind – lassen sich als eine alternative
Strategie der Interessenvermittlung und Konfliktregelung neben dem direkten Kon-
takt zu Entscheidungsträgern (Lobbying) und Protest interpretieren (Hilson 2002,
S. 239; McCown 2009, S. 91). Der Rekurs auf das Recht und Rechtsmittel gilt in
der Interessengruppenforschung als Merkmal von Gruppen, die im Zugang zu re-
präsentativen Institutionen oder zur Verwaltung strukturell unterlegen sind und ihre
materiell-inhaltlichen politischen Zielsetzungen anders kaum zur Geltung bringen
können (Cortner 1968, S. 287). Rechtsstreitigkeiten strukturell schwacher Gruppen
dienen dazu, durch eine Ausweitung oder Reinterpretation von Rechten eine Verän-
derung des Status quo herbeizuführen – wohingegen Rechtsstreitigkeiten strukturell
starker Gruppen der Verteidigung des Status quo dienen (Cortner 1968, S. 288;
Gawron und Schäfer 1976, S. 240).
In der Literatur zu sozialen Bewegungen hat sich ein eigenständiger Forschungs-
strang etabliert, der das Potenzial von Rechtsstreitigkeiten zur Artikulation und
Durchsetzung politischer Reformanliegen in vielen Politikfeldern ergründet (An-
dersen 2005; Burstein 1991; Handler 1978; Epp 2008b). Rechtsmobilisierung lässt
sich allgemein begreifen als Berufung auf Rechtsansprüche zur Regulierung des Ver-
haltens anderer Akteure (Zemans 1983, S. 700). Die Bewegungsforschung fokussiert
vor allem auf Rechtsmobilisierung kollektiver Akteure, auf Rechtsstreitigkeiten vor
Höchst- und Verfassungsgerichten und eine spezifische Form der Rechtsmobilisie-
rung: strategische Prozessführung. Die vielfältigen Definitionsversuche (Graser und
Helmrich 2019) lassen sich dahingehend bündeln, dass es sich bei strategischer Pro-
zessführung der Form nach um sozialen Aktivismus mit den Mitteln des Rechts
bzw. um nicht verfasste politische Partizipation handelt, die von sog. Klagekol-
lektiven (Hahn 2019, S. 19) aus Beschwerdeführern, Interessengruppen, Anwälten,
finanziellen und ideellen Unterstützern und Sympathisanten initiiert und getragen
wird. Inhaltlich zielt strategische Prozessführung jenseits des etwaigen kurzfristigen
Erfolgs vor Gericht auf die langfristige Veränderung politischer und gesellschaftli-
cher (Macht-)Verhältnisse. Geradezu konstitutiver Bestandteil strategischer Prozess-
führung ist eine professionelle Öffentlichkeitsarbeit, mit der breite Aufmerksamkeit
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und ein Problembewusstsein für eine dem Rechtsstreit zugrundeliegende Thematik
geschaffen werden soll.5
Ein zentraler Befund der Forschung zu Rechtsmobilisierung lautet: Gerichtsver-
fahren allein führen selten zur Veränderung politischer Entscheidungen und Inhalte,
sondern sind meist eine Ergänzung anderer Strategien wie Lobbying oder öffentli-
chem Protest (Fuchs 2019, S. 245–246; McCann 2016, S. 4). Das Recht und die An-
sprüche, die sich daraus ableiten lassen, als Vehikel für die Formulierung politischer
Anliegen muss insofern als eine Ressource von unbestimmtem Wert angesehen wer-
den. Diese Ressource kann jedoch zur politischen Mobilisierung eingesetzt werden
(Scheingold 2004, S. 6–8). Mit politischer Mobilisierung lässt sich die Aktivierung
von Individuen als Bürger und Inhaber von Rechten und die aktive Ermunterung zur
Beteiligung (an kollektivem Handeln) verstehen (Bomberg 2012). Mobilisierung
umfasst dabei auch den Aufbau von organisatorischen Strukturen, die kollektives
Handeln auch über längere Dauer ermöglichen (Rucht 2008; Epp 2008b).6
Verfassungsbeschwerden, die der Mobilisierung für politische, gesamtgesell-
schaftliche Anliegen dienen, lassen sich als Phänomen kollektiven Handelns fassen
und weisen insofern über den Charakter eines individuellen Rechtsbehelfs hinaus. In
der gezielten Investition in Öffentlichkeitsarbeit und Organisation von Beteiligung
liegt das entscheidende Alleinstellungsmerkmal sog. Massenverfassungsbeschwer-
den (Schreier 2011, S. 50–60). Diese zeichnen sich dadurch aus, dass sie
 von zivilgesellschaftlichen Organisationen und Gruppen angestoßen und mit ei-
nem öffentlichen Aufruf zur Unterstützung verknüpft werden,
 ein Anliegen verfolgen, das über die individuellen Interessen der Beschwerdefüh-
rer hinausweist und als gesamtgesellschaftlich relevant dargestellt wird,
 in ein breites Repertoire an Aktivitäten (z.B. Demonstrationen, Diskussionsver-
anstaltungen, Aufklärungskampagnen, Petitionen) eingebettet sind,
 über die Anrufung des Verfassungsgerichts darauf abzielen, für politische Anlie-
gen breitere öffentliche Resonanz zu schaffen und politischen Gegendruck aufzu-
bauen.
Massenverfassungsbeschwerden können mithin als öffentlichkeitswirksamer Ver-
such gewertet werden, Bürger für die Einforderung ihrer Rechte und für die Aus-
übung von Druck auf politische Entscheidungsträger zu mobilisieren. So gese-
hen erfüllen diese Verfassungsbeschwerden zwei Funktionen, die gemeinhin mit
Outsidelobbying7 in Verbindung gebracht werden (Kollman 1998, S. 25):
 die Bedeutung und Dringlichkeit eines Anliegens gegenüber politischen Entschei-
dungsträgern sollen signalisiert und betont werden;
5 Beispielhaft findet sich eine solche Sichtweise bei der Gesellschaft für Freiheitsrechte, die auf die Ver-
teidigung und Durchsetzung von Menschen- und Grundrechten spezialisiert ist. https://freiheitsrechte.org/
strategische-klagen/ (letzter Zugriff am 26.10.2019).
6 Scheingold (2004, S. 131) sieht in Mobilisierung einen zweigleisigen Prozess aus der Aktivierung bis-
lang apathischer Bürger und der Organisation von zu politischem Handeln fähiger Gruppen.
7 Kollman (1998, S. 3) definiert „outside lobbying“ als „attempts by interest group leaders to mobilize
citizens outside the policymaking community to contact or pressure public officials inside the policymaking
community“.
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 der Konflikt soll ausgeweitet und in eine andere Arena verlagert werden, in der
sich Berücksichtigungszwänge schaffen und Anliegen u.U. einfacher durchsetzen
lassen.
Zu betonen ist, dass nicht das Policymotiv ausschlaggebend für die Differenzie-
rung ist. Ein Beispiel ist die im Kern „klientelorientierte Verfassungsbeschwerde“
(Schreier 2011, S. 59) der privaten Krankenversicherer gegen das sog. GKV-Wett-
bewerbsstärkungsgesetz, das die Unternehmen wegen des Zwangs zur Einführung
eines vom Krankheitsrisiko unabhängigen Basistarifs als Zerstörung ihres Geschäfts-
modells anprangerten. Entscheidend ist vielmehr die Frage, ob die Beschwerdefüh-
rer die Unterstützung abgrenzbarer Gruppen oder prinzipiell der gesamten Bevöl-
kerung suchen. Wo mit der Verfassungsbeschwerde der Erhalt des Status quo zur
Absicherung bestehender, mit materiellen Interessen verknüpfter Rechtspositionen
angestrebt wird, ist zu große Öffentlichkeit womöglich sogar kontraproduktiv. Dem-
gegenüber ist Öffentlichkeit und eine breite Mobilisierung dort entscheidend, wo
das Ziel eine Veränderung des Status quo, die Erschließung neuer Rechtspositionen
und die Bekundung von Wertüberzeugungen ist.
Als Organ, das der politischen Einflussnahme bewusst entzogen ist, wird das
Verfassungsgericht in der Regel alles tun, um den Eindruck zu vermeiden, es lasse
sich von anderen als verfassungsrechtlichen Erwägungen leiten und etwa von einer
massenhaften Zahl an Klägern beeindrucken (Aden 2014, S. 246). Zur kollekti-
ven Rechtsmobilisierung eingesetzte Verfassungsbeschwerden können vielmehr das
handfeste Risiko bergen, dass der Urteilsspruch die Einschätzung der politischen
Entscheidungsträger in Regierung und Parlament verfassungsrechtlich absegnet und
damit den Klägern auch für zukünftige Mobilisierungsversuche jeglichen Wind aus
den Segeln nimmt. Auch lässt sich nicht jedes politische Anliegen als verfassungs-
rechtliches Problem umdeuten, das einer Klärung des Verfassungsgerichts bedarf.
Überdies besteht für Interessengruppen, die über ein Verbandsklagerecht verfügen,
ein geringerer Anreiz, den Umweg über Individualbeschwerden vor dem BVerfG
zu nehmen, um ihre politischen Anliegen auf dem Rechtsweg zu erreichen (Aden
2014, S. 245). Schließlich können ideologische und kulturelle Prädispositionen be-
stimmte Gruppen davon abhalten, eine gerichtsorientierte Mobilisierungsstrategie
zu verfolgen (Hilson 2002, S. 241; Pralle 2003, S. 238–243), etwa weil diese den
sprichwörtlichen langen Atem braucht oder weil diese Gruppen eine kollektive Iden-
tität aus nichtkonventionellen, disruptiven Formen politischer Beteiligung beziehen
(Rucht 2001, S. 130).
3 Theoretischer Rahmen und Hypothesen
3.1 Organisationstypus und die Wahl von Taktiken und Strategien
Die Interessengruppen- und Bewegungsforschung liefert wichtige Erklärungsansätze
dafür, welche Formen organisierter Interessen am meisten durch die Externalisierung
von Konflikten zu gewinnen haben (Beyers 2008; Dür und Mateo 2013; Kollman
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1998). Grundlegend lassen sich organisierte Interessen danach unterscheiden, ob es
sich:
a) um Organisationen mit individueller Mitgliedschaft handelt, d.h. um Interes-
sengruppen im engeren Sinne (Jordan et al. 2004); und
b) ob diese Organisation spezifische Interessen ihrer Mitglieder repräsentieren („sec-
tional groups“) oder diffuse Interessen eines breiteren Segments der Bevölkerung
vertreten („cause groups“) (Grant 2000, S. 18; Klüver 2013, S. 119).
In Anlehnung an Schattschneider (1975 [1960], S. 39–40) sind in erster Li-
nie zivilgesellschaftliche Interessengruppen („cause groups“) auf Konfliktexpansion
angewiesen, um Einfluss auf politische Entscheidungsträger zu nehmen. Aus der
Perspektive einer tauschbasierten Zugangstheorie (Bouwen 2002) können „sectio-
nal groups“ein wichtiges Gut bereitstellen, das ihnen Zugang zu politischen Ent-
scheidungsträgern verschafft: fachpolitische Expertise. Der direkte Zugang zu Ent-
scheidungsträgern mindert den Anreiz zu öffentlichkeitswirksamen, konfrontativen
Strategien der Interessenvermittlung. Ein zweites Argument bezieht sich auf die In-
tegrationsfähigkeit und den Organisationserhalt von Gruppen – einem alten Thema
kollektiver Handlungstheorien (Olson 1971). Die interne Integrationskraft von „sec-
tional groups“und ihr wesentliches Instrument der Mitgliedergewinnung beruht auf
materiellen selektiven Anreizen (z.B. Serviceleistungen und Vergünstigungen). Die-
se bleiben Mitgliedern vorbehalten, die sich an der Erbringung eines Kollektivguts
beteiligen. Demgegenüber binden zivilgesellschaftliche Interessengruppen Mitglie-
der hauptsächlich über die Gewährung immaterieller selektiver Anreize an sich. Dies
sind zum einen expressive Leistungen, die durch die Äußerung und Bekundung von
Interessen und Werten eines Individuums oder einer Gruppe entstehen. Zum ande-
ren erbringen Interessengruppen solidarische Leistungen, die im Wesentlichen durch
Akte der Versammlung entstehen und sich auf das Zusammengehörigkeitsgefühl, die
Idee gemeinsam geteilter Überzeugungen oder der Abgrenzung zu anderen sozialen
Gruppen gründen (Salisbury 1969, S. 15–22).
Zivilgesellschaftliche Interessengruppen und Gewerkschaften setzen in besonde-
rem Maße auf Strategien des Outside obbying. Wenngleich auch Unternehmen oder
Industrieverbände bis zu einem gewissen Grad öffentlichkeitsorientierte Strategien
nutzen, sind die konfliktorientiertesten Handlungen wie die Organisation von Pe-
titionen oder die Beteiligung an Demonstrationen Akteuren vorbehalten (Kollman
1998, S. 52–56; Tresch und Fischer 2015), die für die Durchsetzung ihrer Ziele in
erster Linie auf die Mobilisierung von Mitgliedern angewiesen sind. Bereits gut or-
ganisierte Gruppen für den Einsatz für kollektive Ziele rekrutieren zu können ist ein
Schlüssel für rasche Mobilisierung (Oberschall 1973, S. 125). Aus der Bedeutung
einer mobilisierungsfähigen Mitgliederbasis lässt sich eine erste Hypothese ableiten:
H1 Wenn Mitgliederorganisationen als Beschwerdeführer auftreten, geht die Ver-
fassungsbeschwerde mit größerer Mobilisierung einher.
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3.2 Verfassungsbeschwerden und Ressourcenmobilisierung
Der „Clou“, aber auch die Herausforderung von Verfassungsbeschwerden, die zur
politischen Mobilisierung genutzt werden, besteht darin, Unmut und Protest zu bün-
deln und in ein gegenüber bloßem „Druck von der Straße“ hochgradig formalisiertes
Verfahren zu kanalisieren. Sozialer Konfliktaustrag vor Gericht ist angewiesen auf
Ressourcen, die von Mitgliedern der Gesellschaft bereitgestellt und von Organi-
sationen aggregiert werden müssen. Epp (2008b, S. 3) argumentiert, dass erst die
Generierung materieller Ressourcen und der Aufbau einer gesellschaftlichen „Stütz-
struktur“ das strukturelle Ungleichgewicht zugunsten finanz- und ressourcenstar-
ker Unternehmen und wohlhabender Individuen vor Gericht kompensieren konnte.
Selbst wo eine solche Stützstruktur vorhanden ist, ist jedoch davon auszugehen,
dass das Ungleichgewicht in der Ressourcenausstattung fortbesteht: Denn zivilge-
sellschaftliche Interessengruppen arbeiten anders als Unternehmen für gewöhnlich
nicht gewinnorientiert. Erfolg oder Misserfolg hängen daher entscheidend davon
ab, ob es gelingt, Sympathisanten zu Aktivisten zu machen, die ihr Geld, ihre Zeit
und ihre Expertise zur Unterstützung eines gesellschaftlichen Anliegens bereitstel-
len (McCarthy und Zald 1977, S. 1222). Entsprechend lässt sich folgende Annahme
formulieren:
H2 Wenn Beschwerdeführer über eine geringe Ressourcenausstattung verfügen,
geht die Verfassungsbeschwerde mit größerer Mobilisierung einher.
3.3 Verfassungsbeschwerden und öffentliche Meinung
Die Umwandlung der Verfassungsbeschwerde von einem individuellen Rechtsbehelf
in ein Instrument politischer Mobilisierung macht es erforderlich, „das politische
Allgemeinwohlanliegen in eine parallele individuelle Rechtsposition zu transformie-
ren“ (Aden 2014, S. 245) – und zwar nicht irgendeine, sondern eine verfassungs-
rechtlich relevante, auf Grundrechte gestützte Rechtsposition. Ein erster Prüfstein
ist aus Sicht der Beschwerdeführer die Frage, inwieweit das Anliegen überhaupt
von der Bevölkerung unterstützt wird. Eine Forderung, die von der Bevölkerung
bereits ohne gezielte Mobilisierung mehrheitlich unterstützt wird, kann gegenüber
dem BVerfG eher als dringlich und mehrheitsfähig dargestellt werden als eine, die
nur bei einer Minderheit Zuspruch findet und insofern von politischen Kontrahenten
leicht als partikulares Interesse diskreditiert werden kann. Über den relativen Erfolg
erhöhter, medial vermittelter öffentlicher Aufmerksamkeit hinaus ist die Berücksich-
tigung des gesellschaftlichen Meinungsklimas aus Sicht der Kläger auch unmittelbar
von Belang. So zeigen Sternberg et al. (2015) für Normenkontrollanträge der par-
lamentarischen Opposition, dass ein Urteilsspruch im Sinne der Opposition umso
wahrscheinlicher ist, je größer die Unterstützung für die zugrundeliegenden Anlie-
gen in der Bevölkerung ausfällt. Daraus ergibt sich eine dritte Annahme:
H3 Wenn eine Mehrheit in der Bevölkerung das Anliegen der Beschwerdeführer
unterstützt, geht die Verfassungsbeschwerde mit größerer Mobilisierung einher.
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3.4 Verfassungsbeschwerden als mediales Ereignis
Verfassungsbeschwerden, in denen es den Klägern jenseits des objektiven Erfolgs
um die gezielte Aktivierung der Öffentlichkeit und die Schaffung von Akzeptanz
für die eigene Position geht, werden auch als Form der „Litigation-PR“ eingestuft
(Köhler 2012, S. 209–212). Berücksichtigung und Erwähnung in den Medien gilt als
ein wichtiges Instrument von Interessengruppen, um ihre Haltung zu spezifischen
politischen Entscheidungen und Ergebnissen zu signalisieren, ihre Anhängerschaft
zu mobilisieren und über eine erhöhte öffentliche Aufmerksamkeit für politische
Entscheidungsprozesse Kontrolle über Entscheidungsträger auszuüben. Interessen-
gruppen, deren Anliegen sich gegen den politischen Status quo richten bzw. die
gegen spezifische Policyentscheidungen opponieren, gewinnen signifikant mehr me-
diale Aufmerksamkeit als solche, deren Position unklar bleibt bzw. die sich eher
wohlwollend zu politischen Entscheidungen verhalten (Bruycker und Beyers 2015).
Zugleich sind in erster Linie zivilgesellschaftliche Interessengruppen darauf ange-
wiesen, dass die Medien ihre Anliegen auf die Agenda setzen und ins öffentliche
Bewusstsein rücken, denn sie verfügen im Allgemeinen über zu geringe Ressour-
cen, als dass sie Outsidelobbying ganz „auf eigene Rechnung“ betreiben könnten
(McCarthy und Zald 1977, S. 1229).
H4 Wenn der zugrundeliegende Streitgegenstand der Beschwerde ein hohes Maß
an medialer Berichterstattung generiert, geht die Verfassungsbeschwerde mit größe-
rer Mobilisierung einher.
3.5 Rechtssatz- vs. Urteilsverfassungsbeschwerden
Verfassungsbeschwerden können sich gegen jegliche Akte der öffentlichen Gewalt
richten. Zu differenzieren ist zwischen Urteilsverfassungsbeschwerden, bei denen
Gerichtsurteile angefochten werden, und Rechtssatzverfassungsbeschwerden, bei de-
nen eine Grundrechtsverletzung durch hoheitliche Rechtsakte wie Gesetze, Rechts-
verordnungen oder die Zustimmung zu einem völkerrechtlichen Vertrag geltend
gemacht wird. Da etwa gegen Parlamentsgesetze der Rechtsweg nicht offensteht,
entfällt ausnahmsweise auch das Gebot der Rechtswegerschöpfung. Dies ist gerade
für zivilgesellschaftliche Interessengruppen ein strategisch elementarer Faktor. Ers-
tens erspart es der klagenden Organisation Anwalts- und Gerichtskosten, wenn sie
nicht den gesamten Instanzenzug durchlaufen muss. Zweitens wird ein Verfahren so
erheblich abgekürzt.8 Die Aufmerksamkeit für ein Anliegen und damit die Mobili-
sierung lässt sich über einen längeren Zeitraum kaum aufrechterhalten. Als letzte
Annahme lässt sich daher formulieren:
H5 Wenn sich Verfassungsbeschwerden gegen Gesetze und andere hoheitliche
Rechtsakte wenden, gehen sie mit größerer Mobilisierung einher.
8 In den hier untersuchten Fällen betrug die durchschnittliche Verfahrensdauer bei Urteilsverfassungsbe-
schwerden 1442 Tage gegenüber 1042 Tagen für Rechtssatzverfassungsbeschwerden.
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4 Verfassungsbeschwerden von Interessengruppen:Daten undMethode
4.1 Fallauswahl
Die nachfolgende Analyse basiert auf 35 Verfassungsbeschwerden zu 19 distinkten
Verfahren, über die das BVerfG im Zeitraum 2000 bis 2017 in mündlicher Verhand-
lung entschieden hat. Ausdrücklich unberücksichtigt bleiben alle Entscheidungen,
die lediglich als Beschluss und somit ohne mündliche Verhandlung ergingen. Die
Eingrenzung der Fallauswahl auf Urteile ist einerseits theoretischen, andererseits
forschungspragmatischen Erwägungen geschuldet. Theoretisch sind Urteile deshalb
interessanter, weil sie anders als Beschlüsse aufgrund mündlicher Verhandlung er-
gehen (Pestalozza 1991, S. 60). Damit kann von vornherein ein höherer medialer
Stellenwert unterstellt werden (Krehbiel 2016, S. 991). Überhaupt ist es nahezu
unmöglich, ohne die mit einer mündlichen Verhandlung verbundene mediale Be-
richterstattung nähere Details über die Beschwerdeführer oder die Motivation ei-
ner Verfassungsbeschwerde zu erfahren. Das methodisch bevorzugte Verfahren, die
Fallauswahl auf alle beim BVerfG eingehenden Rechtssachen zu gründen, bleibt
aus datenschutzrechtlichen Gründen verwehrt.9 Die hier untersuchten Verfassungs-
beschwerden sind mithin das Produkt eines mehrstufigen Selektionsprozesses:
1. Erstens werden nur Verfassungsbeschwerden untersucht, die überhaupt zur Ent-
scheidung angenommenworden sind. Damit bleibt ein „Friedhof der Fälle“ (Fuchs
2019, S. 248) ausgeblendet. Im Untersuchungszeitraum lag die Erfolgsquote bei
gerade einmal 2,0 Prozent.
2. Zweitens werden nur Verfassungsbeschwerden berücksichtigt, die als Urteil er-
gangen sind. Wie aus Tab. 1 hervorgeht, beträgt der Anteil von Urteilen an allen
Entscheidungen im Untersuchungszeitraum pro Jahr nie mehr als 3,4 Prozent.
3. Drittens beschränkt sich die Analyse auf Beschwerden, in denen die Beschwer-
deführer entweder organisierte Interessen (Verbände, Unternehmen, Rundfunkan-
stalten, Religionsgemeinschaften) sind oder natürliche Personen die Beschwerde
nicht als Privatperson, sondern stellvertretend für eine Interessengruppe einlegten.
Damit reduziert sich das Sample an Urteilen im Zeitraum 2000 bis 2017 von 145
auf 34 Verfassungsbeschwerden. Es ist ausdrücklich zu betonen, dass die Selekti-
onsmechanismen die externe Validität der Ergebnisse erheblich einschränken. Die
Reichweite der Aussage gilt allenfalls für Beschwerden, die zur mündlichen Ver-
handlung angenommen worden sind, und nicht für die Hauptlast der Verfahren
vor dem BVerfG. Diesem Sachverhalt trägt auch die Methode der Datenauswer-
tung Rechnung.
9 Eine entsprechende Anfrage an das BVerfG vom 16.10.2017 verweist sowohl auf die Abwägung zwi-
schen den schutzwürdigen Interessen der Verfahrensbeteiligten an der Geheimhaltung von sachbezogenen





den pro Jahr nach Form der
Entscheidung. (Quelle: Bundes-
verfassungsgericht)
Jahr Beschlüsse Urteile (Anteil in Prozent)
2000 346 6 (1,7)
2001 354 7 (1,9)
2002 360 3 (0,8)
2003 263 6 (2,2)
2004 276 9 (3,2)
2005 228 8 (3,4)
2006 286 5 (1,7)
2007 217 5 (2,3)
2008 332 4 (1,2)
2009 309 3 (1,0)
2010 289 1 (0,3)
2011 269 3 (1,1)
2012 230 3 (1,3)
2013 166 3 (1,8)
2014 191 3 (1,5)
2015 275 0 (0,0)
2016 298 6 (2,0)
2017 294 2 (0,7)
4.2 Fuzzy-set-QCA und konfigurationale Kausalität
Qualitative Comparative Analysis (QCA) ist ein maßgeblich auf Mengentheorie und
formaler Logik basierendes Verfahren. QCA versteht sich als Mittelweg zwischen
variablen- und fallorientierten Forschungszugängen und eignet sich für mittlere Fall-
zahlen, bei denen eine auf statistischen Verfahren beruhende Analyse mit hohen
Schätzfehlern zu kämpfen hätte. Abgesehen davon ist die wichtigste Rechtfertigung
für die Wahl dieser Methode die Annahme konfigurationaler Kausalität (Schneider
und Wagemann 2013, S. 12): Im Gegensatz zu inferenzstatistischen Verfahren be-
ruht QCA auf der Erwartung, dass erst das Zusammenwirken von Bedingungen ein
Outcome erklärt. Zudem liegt QCA nicht die Idee zugrunde, von einer Stichprobe
auf die gesamte Population zu schließen (Schneider und Wagemann 2009, S. 403).
In QCA werden Fälle gemäß ihrer Mitgliedschaft in bestimmten Bedingungsmen-
gen und in einer Outcomemenge charakterisiert. Fuzzy-set-QCA erlaubt im Gegen-
satz zu Crisp-set-QCA die Zuordnung von Mengenmitgliedschaftswerten in einem
Intervall von 0 bis 1 und ermöglicht somit neben einer kategorialen Differenzierung
eine graduelle Abstufung: Eine Bedingung kann mehr oder weniger vorhanden sein.
Herzstück der QCA ist die Ermittlung von Mengenbeziehungen zwischen Outcome
und (kausaler) Bedingung. Eine notwendige Bedingung liegt vor, wenn das Outcome
nie unabhängig von der Bedingung auftritt. Von einer hinreichenden Bedingung
spricht man, wenn das Vorliegen der Bedingung das Auftreten des Outcomes garan-
tiert. Da es in der Praxis selten deterministische Zusammenhänge dieser Art gibt, hat
QCA zwei spezifische „Schätzgütemaße“ eingeführt, die Abstufungen ermöglichen.
Die Konsistenz ist ein Maß dafür, bis zu welchem Grad eine Untermengenbezie-
hung vorliegt. Die Abdeckung teilt uns die Größenverhältnisse der Outcome- und
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Bedingungsmenge mit. Sie ist somit ein Maß für die empirische Relevanz kausaler
Bedingungen und Konfigurationen.
4.3 Daten und Kalibrierung
4.3.1 Outcome
Daten zu den Verfassungsbeschwerden und den Urteilen entstammen der Datenbank
auf der Webseite des BVerfG. Die Beobachtungseinheit ist ein Antrag, wobei das
BVerfG regelmäßig mehrere Anträge zu einer Entscheidung zusammenzieht (Stern-
berg et al. 2015, S. 579). Das zu erklärende Outcome ist das Ausmaß politischer
Mobilisierung. Diese Einordnung erfordert substanzielles theoretisches Hintergrund-
wissen zum Hintergrund der jeweiligen Klagen sowie zur Identität der Beschwer-
deführer (die aus den Klageschriften i. d.R. nicht hervorgeht).10 Ausgangspunkt der
Kalibrierung ist die weiter oben umrissene Typologie von Schreier (2011). Ent-
sprechend wurde überprüft, ob die Beschwerdeführer öffentlich zur Unterstützung
der Klage aufriefen und inwieweit die Verfassungsbeschwerden durch Protestak-
tionen und Informationskampagnen begleitet wurden. Außerdem wurde analysiert,
inwieweit das Anliegen als gemeinwohlorientiert bzw. von öffentlichem Interesse
dargestellt wurde. Zu diesem Zweck wurde eine Medienanalyse in drei deutschen
Qualitätstageszeitungen (Süddeutsche Zeitung, Frankfurter Allgemeine Zeitung, taz),
dem Onlinenachrichtenmagazin SPIEGEL Online, auf der Datenbank Nexis sowie
auf den Homepages der Beschwerdeführer durchgeführt. Zur Erfassung der Reich-
weite der Mobilisierung wurde außerdem auf Basis der Urteilsschriften ermittelt,
wie viele Beschwerdeführer hinter der Verfassungsbeschwerde stehen und wie viele
Verfassungsbeschwerden zu einer Entscheidung zusammengefasst wurden. Die Ka-
librierung der Outcomemenge erfolgte qualitativ gemäß folgender Entscheidungsre-
geln: Für Beschwerden, die sämtliche Kriterien einer Massenverfassungsbeschwerde
erfüllen, wurde der Fuzzy-Wert 1 (d.h. vollständige Mitgliedschaft) vergeben. Das
trifft beispielsweise auf die von Mehr Demokratie initiierte Verfassungsbeschwerde
gegen den Europäischen Stabilitätsmechanismus (ESM) und Fiskalpakt zu, welche
als Verstoß gegen das Demokratieprinzip und eine Aushöhlung parlamentarischer
Haushaltsrechte dargestellt wurde, die das Wahlrecht ins Leere laufen lasse. Eine
Reihe von Verfassungsbeschwerden erfüllen manche, aber nicht alle Kriterien und
stellen insoweit graduelle Abstufungen einer „Massenverfassungsbeschwerde“ dar.
So gab es bei der Verfassungsbeschwerde des Landesverbands Nordrhein-Westfalen
des Bundes für Umwelt und Naturschutz (BUND), der gegen die Zwangsenteignung
einer Obstwiese auf dem Gebiet des Braunkohletagebaus Garzweiler II zunächst er-
folglos bis vor das Bundesverwaltungsgericht gezogen war, zwar keinen Aufruf zur
Unterstützung der Beschwerde selbst, wohl aber eine Informationskampagne, mit
der die Verfassungsbeschwerde als Widerstand gegen den klimaschädlichen Braun-
kohletagebau und als Verteidigung des „Rechts auf Heimat“ gegenüber privatwirt-
10 Die Identität der Beschwerdeführer wurde mithilfe einer Medienanalyse zu den Verfassungsbeschwer-
den sowie – wo dies zu keinem Ergebnis führte – durch die Auswertung der Datenbank zu Drucksachen
und Plenarprotokollen des Deutschen Bundestags – ermittelt (www.pdok.bundestag.de).
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schaftlichen Profitinteressen dargestellt wurde. Demgegenüber sind die Verfassungs-
beschwerden, die Unternehmen oder kleinere Gruppen von Einzelpersonen gegen
Gerichtsurteile einlegen, als Gegenpol von Verfassungsbeschwerden mit breiter Mo-
bilisierungswirkung einzuordnen.11
4.3.2 Bedingungen
Als Bedingungen werden zwei Gruppen von Einflussgrößen herangezogen: Einer-
seits akteursbezogene Eigenschaften, andererseits kontextspezifische Charakteristi-
ka. Zu den akteursbezogenen Größen sind zu zählen:
 Organisation mit individueller Mitgliedschaft (INDMITGL): In Anlehnung an
Berkhout et al. (2015) lässt sich unterscheiden zwischen Organisationen, in de-
nen natürliche Personen Mitglieder sein können, und Organisationen, die keine
Mitgliederorganisationen in diesem Sinne sind (z.B. Unternehmen oder Gebiets-
körperschaften). Innerhalb der ersten Gruppe ist ferner zu differenzieren zwischen
solchen Organisationen, in denen ordentliche Mitglieder das Führungspersonal
wählen und qua Satzung über Mitbestimmungsrechte verfügen, und jenen, in
denen die Mitgliedschaft auf die Zahlung von Beiträgen oder Spenden begrenzt
ist.
 Ressourcen (RESS): Für die Operationalisierung der Ressourcen wurde ein additi-
ver Index gebildet. Als erster Indikator geht die Anzahl von hauptamtlichenMitar-
beitern ein, die mit Lobbying betraut sind. Dieses Maß ist am ehesten über unter-
schiedliche Organisationstypen hinweg vergleichbar (Kollman 1998, S. 53–54).
Da Daten für die Bundesebene nicht oder nur rudimentär vorliegen, kommt als
Proxy lediglich die Anzahl an Vollzeitäquivalenten, die für die jeweiligen Inter-
essengruppen in Brüssel tätig sind, in Frage. Diese Angabe findet sich im EU-
Transparenzregister bzw. in den Daten des Portals Lobbyfacts.12 Als zweiter Indi-
kator fließt das Budget ein, das den jeweiligen Interessengruppen für Lobbying zur
Verfügung steht. Wenngleich diese Angaben auf freiwilligen Selbstauskünften be-
stehen und sich ebenfalls auf Lobbying in Brüssel beziehen, sind sie ein weithin
verfügbares Maß für Ressourcenstärke, das über unterschiedliche Akteurstypen
hinweg vergleichbar ist. Als dritter Indikator geht die Anzahl der Hausausweise
für den Deutschen Bundestag ein. Diese Angaben entstammen zwei Datensätzen
der Lobby-Watchdog-Organisation abgeordnetenwatch.de.13 Als vierter Indikator
geht die Größe der Belegschaft in den Index ein. Wie Mahoney (2007, S. 41) an-
führt, ist der Personalbestand ein geeignetes Maß für die finanziellen Ressourcen,
die notwendig sind, um überhaupt eine Hauptstadtrepräsentanz aufzubauen und
zu unterhalten. Diese Angaben wurden den Homepages der Unternehmen und
11 Die Entscheidungsregeln hinter der Kalibrierung des Outcomes und der Bedingungen werden detailliert
im Anhang in Tab. 5 und 6 beschrieben.
12 https://lobbyfacts.eu/ (zuletzt abgerufen am 26.10.2019). Wenig bekannte Akteure – zumeist kleine und
mittelständische Unternehmen – haben erwartungsgemäß keine Einträge, und es ist plausibel, dass diese
auch keine speziell mit Lobbying befassten Mitarbeiter beschäftigen.
13 Während für nichtverbandliche organisierte Interessen (Unternehmen, Anwaltskanzleien) Angaben aus
dem Jahr 2015 verfügbar sind, stammen die Angaben zu Verbänden aus dem Jahr 2017.
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Verbände oder öffentlich zugänglichen Quellen wie Wikipedia entnommen. Die
einzelnen Indikatoren wurden mittels einer Faktorenanalyse auf zugrundeliegende
Dimensionen überprüft. Die Gewichtungsfaktoren der einzelnen Indikatoren ent-
sprechend den Faktorladungen auf der ersten Dimension (Döring und Bortz 2016,
S. 282). Der so gebildete Index wurde auf einen Wertebereich von 0 bis 1 standar-
disiert und mittels der indirekten Methode kalibriert (Schneider und Wagemann
2013, S. 35–36).
Als kontextspezifische Faktoren wurden folgende Bedingungen definiert:
 Der Umfang der Medienberichterstattung über den Streitgegenstand (MEDBER):
Hierzu wurde auf Basis einer diktionärbasierten Suche die Treffer in der Daten-
bank Nexis ermittelt, gerechnet vom Datum der Einreichung der Beschwerde bis
einen Tag vor der Urteilsverkündung.14 Da das Skalenniveau dieser Variablen in-
tervallskaliert ist, erfolgte die Kalibrierung auf Basis der z-transformierten Werte
mittels der direkten Methode.
 Die spezifische Unterstützung der Bevölkerung für die Position der Beschwerde-
führer (UNTBEV): Diese wird auf Grundlage von Umfragedaten ermittelt. Das
Vorgehen ist angelehnt an das von Sternberg et al. (2015). Zunächst wurden durch
die Lektüre der Urteile und Pressemitteilungen des BVerfG sowie weiterer Pres-
seberichte der zentrale Streit- und Entscheidungsgegenstand ermittelt. In einem
zweiten Schritt wurde versucht, Umfragen zu ermitteln, welche die Meinung der
Bevölkerung zu diesen Streitthemen abfragen und maximal 18 Monate vor dem
Urteilsspruch durchgeführt wurden. Nur in einem Teil aller Fälle ist jedoch das
Entscheidungsthema wie etwa bei der Frage der Verfassungsmäßigkeit des ESM
und Fiskalpakts so eindeutig, dass hierzu eigens eine Umfrage durchgeführt wur-
de. Daher wurde in einem dritten Schritt versucht, das Entscheidungsthema und ei-
ne entsprechende Umfrage über eine Proxy-Frage zu verknüpfen.15 Anders als die
bisherigen Bedingungen erfolgte die Kalibrierung der Fuzzy-Menge nicht compu-
tergestützt, sondern qualitativ. Die Fuzzy-Werte sind daher nicht stetig, sondern
kategorial ausgeprägt.
 Die Art der Verfassungsbeschwerde (RSVB): Diese dichotom kalibrierte Bedin-
gungsmenge nimmt den Wert 1 für Rechtssatzbeschwerden und den Wert 0 für
Urteilsverfassungsbeschwerden an.
 Der Grad, zu dem Parteien in die Mobilisierung des Rechts eingebunden sind
(PARTEI): Auch wenn diese Größe nicht expliziter Bestandteil der Hypothesen
ist, wird sie hier berücksichtigt, um der Parallelität von durch Parteien angestreng-
te Klagen Rechnung zu tragen. Diese Menge wurde qualitativ kalibriert und ist
dichotom. Ein Fuzzy-Wert von 1 wurde für Verfassungsbeschwerden vergeben, in
denen entweder von Bundestagsfraktionen Organklagen angestrengt wurden und/
oder die Mitglieder der Bundestagsfraktionen geschlossen als Privatpersonen Ver-
fassungsbeschwerde erhoben.
14 Siehe hierzu Tab. 7 im Anhang.
15 Die zugrundeliegenden Umfragen und Items sind im Anhang in Tab. 8 aufgelistet.
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5 Analyse und Diskussion
5.1 Analyse des Outcomes
Die Analyse beginnt mit der Überprüfung notwendiger Bedingungen. Da die Wir-
kung der einzelnen Bedingungen zunächst unbestimmt ist, werden stets die Bedin-
gungen und ihre Negation untersucht. Eine Bedingung übertrifft den konventionel-
len Konsistenzmaßschwellenwert von 0,9: Der Status als Rechtssatzverfassungsbe-
schwerde (RSVB) mit einemWert von 0,95. Nahe an dem Schwellenwert liegt zudem
die Abwesenheit einer hohen Ressourcenausstattung (ress) mit einem Konsistenz-
wert von 0,87.16 Die Abdeckung als notwendige Bedingung liegt in beiden Fällen
oberhalb von 0,5 und fällt damit relativ hoch aus. Für die weitere Analyse ergeben
sich hieraus wichtige Hinweise auf die Wirkungsrichtung der beiden Bedingungen
für das Outcome.
Da sechs Bedingungen in die Analyse eingehen, ergeben sich 26= 64 Konfigura-
tionen. Tatsächlich kommen aber nur 13 und damit nur rund ein Fünftel aller logisch
möglichen Konfigurationen empirisch vor – eine für QCA eher typische Situation
(Schneider und Wagemann 2013, S. 169). Die Wahrheitstafel in Tab. 2 gibt für jede
Konfiguration (Zeile) die Konsistenz als hinreichende Bedingung für das Outcome
(MOBIL) an. Das Outcome tritt stets in Verbindung mit den Bedingungen IND-
MITGL und RSVB auf: INDMITGL*RSVB ist eine INUS-Bedingung. Mittels QCA
lassen sich drei Lösungsgleichungen ermitteln, die unterschiedliche Annahmen über
logische Rudimente basieren. Während die konservative Lösung keinerlei Annah-
men über die direktionale Wirkung empirisch nicht beobachteter Konfigurationen
macht, bezieht die sparsamste Lösung alle logischen Rudimente ein, die zu einer
Reduktion der Komplexität der Lösungsterme beitragen. Die mittlere Lösung ent-
hält nur vereinfachende Annahmen, die mit empirischem und theoretischem Wissen
konform sind.
Für die Ermittlung der Lösungsgleichung wurden alle Konfigurationen einbe-
zogen, die oberhalb eines in der Literatur gebräuchlichen Schwellenwertes von 0,8
liegen (Schneider und Wagemann 2013, S. 127). Die Interpretation der Lösungsglei-
chung beschränkt sich aus Platzgründen auf die mittlere Lösung.17 Aus der Analyse
der notwendigen Bedingungen ress und RSVB und in Kenntnis der INUS-Bedingung
INDMITGL*RSVB lassen sich begründbare Annahmen über die Wirkung der ein-
zelnen Bedingungen formulieren. Hinreichend für das Outcome sollte demnach das
Vorliegen eines Organisationstypus mit individueller Mitgliedschaft, die Abwesen-
heit hoher Ressourcenausstattung sowie der Status der Beschwerde als Rechtssatz
sein. Gemäß den Hypothesen wird im Folgenden unterstellt, dass die übrigen drei
16 Die Tabelle mit den Konsistenzwerten für notwendige Bedingungen findet sich aus Platzgründen im
Anhang (Tab. 9). In der nachstehenden Analyse wird eine Groß-/Kleinschreibweise verwendet: Großbuch-
staben zeigen das Vorliegen einer Bedingung an, Kleinbuchstaben deren Abwesenheit.
17 Die sparsamste und die komplexe Lösung sind im Anhang in Tab. 10 und 11 aufgeführt.
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Tab. 2 Wahrheitstafel für das Outcome MOBIL
Bedingungen Outcome
INDMITGL RESS MEDBER UNTBEV PARTEI RSVB MOBIL Fallzahl Konsistenz
1 0 0 1 0 1 1 6 0,975a
1 0 0 0 1 1 1 2 1,000a
1 0 1 1 1 1 1 2 1,000a
1 1 0 1 0 1 1 1 1,000a
1 0 0 1 1 1 1 1 1,000a
0 0 0 1 0 1 0 7 0,359
0 0 0 0 0 0 0 4 0,000
0 0 0 0 0 1 0 4 0,535
0 1 1 0 0 1 0 3 0,406
1 0 0 0 0 0 0 2 0,410
0 0 0 1 0 0 0 1 0,000
0 1 0 0 0 1 0 1 0,643
0 1 0 1 0 1 0 1 0,549
aKonfigurationen liegen oberhalb des Schwellenwertes von 0,80 als hinreichende Bedingung für das Out-
come
Aus Platzgründen werden die logischen Rudimente nicht angeben
Bedingungen in ihrer Anwesenheit hinreichend für das Outcome sind. Dann redu-
ziert sich die Lösungsgleichung auf:
INDMITGL*UNTBEV*RSVBC INDMITGL*ress*PARTEI*RSVB ! MOBIL
In Worten ausgedrückt: hinreichend für eine breite Mobilisierung mittels einer
Verfassungsbeschwerde ist
 sowohl die Kombination aus einer Mitgliederorganisation, deren Klage Unterstüt-
zung in der Bevölkerung findet und die sich gegen einen formalen Rechtsakt rich-
tet,
 als auch die Kombination aus Mitgliederorganisation, die ressourcenschwach ist
und die eine Verfassungsbeschwerde gegen ein formales Gesetz einlegt, gegen das
parallel Parteien vor dem BVerfG klagen.
Die Lösungsgleichung erreicht mit 0,988 einen sehr hohen Konsistenzwert
(s. Tab. 3). Dies veranschaulichen auch die XY-Plots in Abb. 1. Es gibt nur einen
Fall, der unterhalb der Diagonalen liegt und damit die Annahme perfekter Konsistenz
verletzt. Hierbei handelt es sich um die Verfassungsbeschwerde der evangelischen
Kirche Berlin-Brandenburg gegen die Ladenöffnung an allen vier Adventssonntagen.
Diese Konfiguration weist einen Mitgliedschaftswert von 0,8 in der Bedingungs-
menge INDMITGL*UNTBEV*RSVB auf, während der Mitgliedschaftswert in der
Outcomemenge mit 0,7 geringer ausfällt.
Zusammen umfassen die zwei Konfigurationen mehr als die Hälfte aller Fäl-
le, in denen das Outcome auftritt. Hierbei ist jedoch die erste, weniger komple-
xe Konfiguration INDMITGL*UNTBEV*RSVB der wichtigere Pfad: Die alleini-
ge Abdeckung ist mit 0,309 deutlich höher als jene für die Konfiguration IND-
K
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0,487 0,309 0,987 Mehr Demokratie gegen ESM und Fiskal-





0,237 0,059 1,000 Grimmenstein via Change,org und Cam-
pact/foodwatch/Mehr Demokratie gegen
CETA; AK Vorrat gegen Vorratsdatenspei-
cherung; Mehr Demokratie gegen OMT-
Programm
Konsistenz der Lösungsgleichung: 0,988
Abdeckung der Lösungsgleichung: 0,546
MITGL*ress*PARTEI*RSVB (0,059). Dies ist auch daran zu erkennen, dass im
linken XY-Plot mehr Fälle weiter oben rechts liegen, d.h. hohe Werte für die Mit-
gliedschaft in der Bedingungsmengemit hohenWerten der Outcomemenge einherge-
hen. Die Lösungsgleichung offenbart Äquifinalität: Das Outcome tritt in Verbindung
mit substanziell unterschiedlichen Konfigurationen auf, die sich allerdings in einem
Punkt gleichen: Beide Lösungspfade enthalten die Bedingung INDMITGL*RSVB,
die zugleich die sparsamste Lösung darstellt.
Betrachtet man die Fälle, die durch die beiden Lösungspfade beschrieben werden,
so wird der Unterschied zwischen den Klägern und dem Kontext der Verfassungsbe-
schwerden deutlich. Der erste Lösungspfad umfasst für sich genommen eine hetero-
gene Menge an Beschwerden: Zum einen die Beschwerden der Dienstleistungsge-
werkschaft ver.di und kleinerer Spartengewerkschaften gegen das Tarifeinheitsgesetz
sowie die von Mehr Demokratie angeführten Massenverfassungsbeschwerden gegen
ESM und Fiskalpakt und gegen das OMT-Anleihekaufprogramm der Europäischen
Zentralbank (EZB). Diese zeichnen sich jedoch bei allen Unterschieden dadurch aus,
dass die Klagen mit einer hohen bis sehr hohen Unterstützung (mehr als 40 Pro-
zent Zustimmung in der Bevölkerung für die Position der Beschwerdeführer) ein-
hergehen. Der zweite Lösungspfad beschreibt die beiden Verfassungsbeschwerden
gegen die Ratifizierung und vorläufige Anwendung des CETA sowie gegen die Vor-
ratsdatenspeicherung. Diese Gruppe von Beschwerden repräsentierten die eingangs
beschriebenen Massenverfassungsbeschwerden. Die Klagen der zweiten Gruppe he-
ben sich nicht zuletzt dadurch von den anderen Klagen ab, dass Sie parallel durch
teils mehrere Verfassungsbeschwerden ehemaliger und aktiver Abgeordneter sowie
durch Verfassungsklagen von Parteien begleitet wurden.18 Alle durch die Lösungs-
gleichung beschriebenen Fälle eint der Umstand, dass die Verfassungsbeschwer-
den mehrere tausend Beschwerdeführer mobilisierten und mit Protestaktionen und/
oder Petitionen einhergingen. Auffällig ist zudem, dass Mehr Demokratie an drei
18 Gegen die Vorratsdatenspeicherung klagten vor dem BVerfG eine Gruppe von FDP-Abgeordneten um
die spätere Justizministerin Sabine Leutheusser-Schnarrenberger sowie die Abgeordneten der Bundestags-
fraktion der Grünen, die darüber hinaus eine Organklage einreichte. Die Klage gegen CETA wurde durch
eine Verfassungsbeschwerde der 63 Abgeordneten der LINKEN-Fraktion unterstützt.
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Massenverfassungsbeschwerden direkt beteiligt war. Die Organisation kann im hier
untersuchten Sample als „repeat player“ (Galanter 1974) gelten.
Insgesamt liefern die Ergebnisse starke Belege für H1 und H5: Der Charakter als
individuelle Mitgliedschaftsorganisation und der Status als Rechtssatzverfassungsbe-
schwerde sind notwendige, aber nicht hinreichende Bestandteile einer hinreichenden,
aber nicht notwendigen Bedingung für eine breite Mobilisierung. Mit Einschränkun-
K
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0,608 0,201 0,912 UCI gegen Filmabgabeförderung; Pel-
ham („Sampling“); Gruner+Jahr gegen









0,183 0,111 0,948 Energiekonzerne gegen Atomausstieg
Konsistenz der Lösungsgleichung: 0,906
Abdeckung der Lösungsgleichung: 0,766
gen kann auch H2 akzeptiert werden. Eine schwache Ressourcenausstattung (ress)
ist für sich genommen zwar keine hinreichende, jedoch eine annähernd notwen-
dige Bedingung für das Outcome. Drei der vier empirisch beobachteten Konfigu-
rationen, die mit dem Outcome verknüpft sind, beinhalten die Bedingung, und in
einem Pfad der Lösungsgleichung ist die Bedingung ebenfalls enthalten. Für H3,
H4 und H5 fallen die Befunde hingegen ambivalenter aus. Die Unterstützung in der
Bevölkerung erweist sich als Bestandteil der ersten Konfiguration, nicht aber der
zweiten. Umgekehrt sind hohes mediales Interesse und parallel über Parteien orga-
nisierte Verfassungsklagen Bestandteile des zweiten Pfades, nicht aber des ersten.
Die empirischen Ergebnisse sind robust gegenüber alternativen Operationalisierun-
gen einzelner Bedingungen sowie gegenüber höherer Frequenzschwellenwerte für
einzelne Konfigurationen. Multiple Regressionsanalysen liefern starke empirische
Evidenz insbesondere für die Bedeutung von Rechtssatzverfassungsbeschwerden
für das Ausmaß politischer Mobilisierung.19
5.2 Analyse des Non-Outcomes
Wie aus Tab. 8 im Anhang ersichtlich wird, ist eine einzige Bedingung konsistent
notwendig für das Non-Outcome: Die Abwesenheit parallel von Parteien organi-
sierter Verfassungsklagen (partei). Mit Blick auf die hinreichenden Konfigurationen
lassen sich auf Basis der mittleren Lösung drei Pfade identifizieren, die hinreichend
für einen geringen Mobilisierungsgrad sind (s. Tab. 4).20 In allen ist die als not-
wendig identifizierte Bedingung partei enthalten. Diese Konfigurationen repräsen-
tieren sowohl sehr unterschiedliche Beschwerdeführer als auch sehr unterschiedliche
Klagen: Während beispielsweise der Pfad mit der höchsten Einzelabdeckung ind-
mit*ress*medber*partei die Klagen der Rundfunkanstalten gegen die Festsetzung
19 Die Ergebnisse der Robustheitstests finden sich im Anhang.
20 Die mittlere Lösung entspricht der komplexen Lösung unter der Annahme, dass die direktionale Wir-
kung der Bedingungen für das Non-Outcome unbestimmt ist. Dies ist in unserem Fall plausibel, da man
nicht davon ausgehen kann, dass für das Non-Outcome gleichsam spiegelbildlich die komplementären
Bedingungen hinreichend sind wie für das Outcome.
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der Rundfunkgebühren durch die Länder oder des ZDF und dreier Journalisten gegen
die Ausspähung von Mobilfunkdaten zur Strafverfolgung repräsentieren, bildet der
Pfad mit der höchsten Konsistenz indmitgl*RESS*untbev*partei*RSVB die Rechts-
satzverfassungsbeschwerden ressourcenstarker Unternehmen wie privater Kranken-
versicherungen gegen die Gesundheitsreform oder der Energieversorger gegen den
beschleunigten Atomausstieg infolge des Reaktorunglücks in Fukushima ab.
6 Schlussbetrachtung und Ausblick
Verfassungsbeschwerden sind bislang kaum theoretisch als Mobilisierungsinstru-
ment gewürdigt worden. Dies ist erstaunlich, da selbst die Rechtswissenschaft der
Verfassungsbeschwerde eine Mobilisierungs- und Partizipationsfunktion zubilligt
(Gusy 2015; Zuck 2013). In Anknüpfung an die Literatur zur Rechtsmobilisierung
und unter Rückgriff auf Theorien der Interessengruppen- und Bewegungsforschung
ist dieser Beitrag der Frage nachgegangen, unter welchen Bedingungen Verfassungs-
beschwerden breite Mobilisierung generieren.
Die Ergebnisse einer Fuzzy-set-Analyse von insgesamt 35 Verfassungsbeschwer-
den, die von organisierten Interessen eingebracht worden sind und über die nach
mündlicher Verhandlung entschieden wurde, liefert eine Reihe erhellender Einsich-
ten, die in vielen Belangen anschlussfähig an die bisherige Forschung sind. Als hin-
reichende Bedingung für das Outcome wurden zwei kausale Pfade identifiziert, die
bei allen Unterschieden den Umstand teilen, dass sie von Organisationen mit indivi-
dueller Mitgliedschaft eingebracht worden sind und sich gegen formale Rechtsakte
wenden. Gerade im Vergleich zur Analyse des Non-Outcomes zeigt sich der Stel-
lenwert individueller Mitgliedschaft: Unternehmen nutzen Verfassungsbeschwerden
nicht als Mobilisierungsinstrument, sondern im Sinne eines konventionellen Grund-
rechtsbehelfs. Die Nutzung von Verfassungsbeschwerden als Taktik des Outside-
lobbyings ist primär eine Domäne zivilgesellschaftlicher Interessengruppen. Dieser
Befund ist kompatibel mit Ergebnissen aus der Interessengruppenforschung (Dür
und Mateo 2013; Kollman 1998). Dass der Charakter als Rechtssatzverfassungs-
beschwerde für sich genommen schon nahezu konsistent notwendig für den Status
als Mobilisierungsinstrument ist, ist ebenfalls plausibel: Da gegen Parlamentsge-
setze der Rechtsweg nicht offensteht, entfällt auch das Subsidiaritätsprinzip. Dies
erst schafft die Voraussetzung für die Erhebung einer Verfassungsbeschwerde durch
eine Vielzahl von Beschwerdeführern (Schreier 2011, S. 42–43). Demgegenüber ist
einleuchtend, dass ressourcenstarke Unternehmen es sich viel eher leisten können,
sich durch sämtliche Instanzen zu klagen, um zu ihrem Recht zu kommen.
Die Fuzzy-set-Analyse deckt zudem zwei unterschiedliche Pfade zum inter-
essierenden Phänomen auf: Der erste Pfad, der durch die Konfiguration IND-
MITGL*UNTBEV*RSVB beschrieben wird, deutet auf die Relevanz öffentlicher
Unterstützung im Vorfeld der Klage hin und ist kompatibel mit einer Sicht-
weise auf Verfassungsbeschwerden als Kulminationspunkt der Mobilisierung
und des Konfliktaustrags. Demgegenüber beschreibt die Konfiguration IND-
MITGL*ress*MEDBER*PARTEI*RSVB einen Pfad, der eher mit der Sichtweise
von Verfassungsbeschwerden als Mittel einer entschlossenen, aber strukturell unter-
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legenen Minderheit korrespondiert, die durch die Anrufung des BVerfG Unterstüt-
zung und Aufmerksamkeit für ihr Anliegen überhaupt erst generieren muss. Diese
Perspektive passt eher ins Bild der Massenverfassungsbeschwerde, wie Schreier
(2011) sie konzeptualisiert: Als Instrument der Mobilisierung von Unterstützung
und Ressourcen, die auch für weitere Kampagnen und in anderen Arenen genutzt
werden können. Sowohl die Ergebnisse der empirischen Analyse als auch die zeit-
liche Abfolge von Einreichung der Beschwerde und begleitenden Protestaktionen
legen die Schlussfolgerung nahe, dass Verfassungsbeschwerden sich nur selten
als Baustein anhaltender Mobilisierung und als Kristallisationspunkt für soziale
Bewegungen nutzen lassen. Eine beispielhafte Ausnahme liefert der Fall der Vor-
ratsdatenspeicherung, die nicht nur in Deutschland zivilgesellschaftlichen Protest
zur Folge hatte (Thierse und Badanjak 2020). Nicht nur gewannen die Freiheit-
statt-Angst-Demonstrationen erst nach der Einreichung der Beschwerde weiter an
Zulauf; die Beschwerde war auch eingebettet in eine breitere Mobilisierung gegen
staatliche Überwachungsmaßnahmen, die auch in weiteren und späteren Fällen
verfassungsrechtlich angegriffen worden sind (Nocun und Breyer 2014).
Für die weitere Forschung ergeben sich eine Reihe von Desiderata und Anknüp-
fungspunkten. Erstens beruht die empirische Analyse dieses Beitrags ausschließlich
auf Urteilen, die nur einen Bruchteil aller zur Entscheidung angenommenen Ver-
fassungsbeschwerden ausmachen. Künftige Untersuchungen, die auch Beschlüsse
systematisch berücksichtigen, können auf eine erheblich größere Fallzahl aufbau-
en und sind damit eher inferenzstatistischen Verfahren zugänglich. Zudem böte die
Einbeziehung von Beschlüssen den Vorteil einer klareren Abgrenzung gewöhnlicher,
von Individuen angestrengter Verfassungsbeschwerden von jenen, die hier als Phä-
nomen kollektiver (Rechts-)Mobilisierung betrachtet wurden. Zweitens würde der
kumulative Aufbau von Datenbeständen einen Beitrag dazu leisten, Größen wie die
Ressourcenausstattung klagender Interessengruppen präziser und im Längsschnitt zu
erfassen. Die vorliegende Arbeit musste mangels über Akteurstypen vergleichbarer
und im Längsschnitt verfügbarer Daten für die nationale Ebene auf Proxy-Variablen
zurückgreifen. Insbesondere für Organisationen, die nicht auf supranationaler Ebene
aktiv sind, birgt dies die Gefahr von Messfehlern. Drittens sind perspektivisch län-
dervergleichende Analysen von Strategien der Rechtsmobilisierung wünschenswert.
Damit würde nicht nur Variation in Bezug auf den individuellen Zugang zur Verfas-
sungsgerichtsbarkeit erzeugt, sondern auch der Blick auf funktionale Äquivalente zu
Verfassungsbeschwerden gerichtet. Viertens scheint ein relationaler, netzwerkanaly-
tischer Zugang vielversprechend und geboten, um die Mobilisierung des Rechts
durch Klagekollektive in zeitlicher und räumlicher Hinsicht nachzuzeichnen (Dia-
ni 2013). Nur so lässt sich schließlich klären, warum manche Interessengruppen
gerichtsorientierte Strategien verfolgen, andere hingegen bewusst davon Abstand
nehmen.
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Tab. 7 Suchbegriffe für die Medienanalyse in der Datenbank Nexis zur Ermittlung der
Medienberichterstattung
Fallgruppe Suchbegriffe
1 Tarifeinheit UND Verfassungsbeschwerde
2 Atomgesetz ODER Atomausstieg UND Verfassungsbeschwerde
3 CETA UND Verfassungsbeschwerde
4 OMT UND EZB UND Verfassungsbeschwerde
5 Sample UND Urheberrecht UND Verfassungsbeschwerde
6 ESM ODER Fiskalpakt UND Verfassungsbeschwerde
7 Filmabgabe ODER Filmförderungsgesetz UND Verfassungsbeschwerde
8 Braunkohle ODER Tagebau ODER Garzweiler UND Verfassungsbeschwerde
9 Vorratsdatenspeicherung UND Verfassungsbeschwerde
10 Kirche UND verkaufsoffen UND Sonntag UND Berlin UND Verfassungsbeschwerde
11 Private Krankenversicherung UND Wettbewerbsstärkungsgesetz UND Verfassungsbe-
schwerde
12 Rauchverbot UND Baden-Württemberg UND Verfassungsbeschwerde
13 Rundfunkgebühren UND KEF UND Verfassungsbeschwerde
14 Solidarfonds UND Abfall UND Verfassungsbeschwerde
15 Ladenschluss UND Kaufhof UND Verfassungsbeschwerde
16 Ökosteuer UND Spedition UND Kühlhäuser UND Verfassungsbeschwerde
17 Strafverfolgung UND Telefon UND richterliche Anordnung UND Journalist UND
Verfassungsbeschwerde
18 Zeugen Jehovas UND Klage UND Körperschaft UND Verfassungsbeschwerde





























































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































aKonfigurationen liegen oberhalb des Schwellenwertes von 0,90 als notwendige Bedingung für das Out-
come
























0,178 0,081 1,000 Mehr Demokratie gegen ESM
und Fiskalpakt; AK Vorrat ge-
gen Vorratsdatenspeicherung
Konsistenz der Lösungsgleichung: 0,987
Abdeckung der Lösungsgleichung: 0,486
Tab. 11 Lösungsgleichung für das Outcome MOBIL| Sparsamste Lösung
Lösungspfad Rohabdeckung Alleinige Abdeckung Konsistenz
INDMITGL*RSVB 0,651 0,651 0,868
Konsistenz der Lösungsgleichung: 0,868
Abdeckung der Lösungsgleichung: 0,651
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aKonfigurationen liegen oberhalb des Schwellenwertes von 0,90 als notwendige Bedingung für das Non-
Outcome
Tab. 13 Wahrheitstafel für das Non-Outcome
Bedingungen Outcome
INDMITGL RESS MEDBER UNTBEV PARTEI RSVB Mobil Fallzahl Konsistenz
0 0 0 1 0 1 1 7 0,931a
0 0 0 0 0 0 1 4 1,000a
0 0 0 0 0 1 1 4 0,885a
0 1 1 0 0 1 1 3 1,000a
0 0 0 1 0 0 1 1 1,000a
0 1 0 0 0 1 1 1 0,894a
0 1 0 1 0 1 1 1 1,000a
1 0 0 1 0 1 0 6 0,370
1 0 0 0 0 0 0 2 0,794
1 0 0 0 1 1 0 2 0,000
1 0 1 1 1 1 0 2 0,000
1 1 0 1 0 1 0 1 0,423
1 0 0 1 1 1 0 1 0,000
aKonfigurationen liegen oberhalb des Schwellenwertes von 0,80 als hinreichende Bedingung für das Non-
Outcome
Aus Platzgründen werden die logischen Rudimente nicht angeben
Robustness checks
QCA-spezifische Robustness Checks
In Anknüpfung an Schneider und Wagemann (2013, S. 285) kann von robusten
Ergebnissen in QCA-Anwendungen dann gesprochen werden, wenn
K
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INDMITGL*ress*UNTBEV*partei*RSVB 0,260 0,156 0,975
INDMITGL*ress*untbev*PARTEI*RSVB 0,118 0,025 1,000
INDMITGL*ress*MEDBER*UNTBEV*RSVB 0,276 0,000 1,000
INDMITGL*ress*MEDBER*PARTEI*RSVB 0,166 0,000 1,000
Konsistenz der Lösungsgleichung: 0,986
Abdeckung der Lösungsgleichung: 0,451
 Sich über verschiedeneModellspezifikationen hinweg Konsistenz und Abdeckung
der Lösungsgleichung nicht gravierend verändern
 Und wenn die Lösungsterme Unter-/Übermengenbeziehungen zueinander darstel-
len.
Zur Überprüfung der Robustheit der Ergebnisse wurde der Frequenzschwellen-
wert auf 2 heraufgesetzt. Dies schließt zwei Fälle aus der Analyse aus: Ver.di gegen
das TEG und Mehr Demokratie gegen das OMT-Programm der EZB. Die Lösungs-
gleichung (mittlere Lösung) ist in Tab. 14 dargestellt.
Die Konsistenz und Abdeckung der Lösungsgleichung ändern sich nicht drama-
tisch, wenngleich der Lösungsterm komplexer ist.
Im Folgenden werden grafisch Untermengen-Übermengen-Beziehungen der Pfa-
de aus Tab. 14 zu den Konfigurationen der mittleren Lösung aus Tab. 3 dargestellt.













Analyse mit anderer Operationalisierung der Bedingung MEDBER Statt alle
Einträge in Nexis vom Datum der Einreichung der Beschwerde bis einen Tag vor der
Urteilsverkündung wurde für die folgende Analyse die Einträge in Nexis drei Mona-













die erwartete mediale Aufmerksamkeit u.U. besser abbilden und es wird dem Um-
stand Rechnung getragen, dass Medien erst nach der Einreichung der Beschwerde
umfassend berichten. Freilich ist auch mit der hier verwendeten Operationalisierung
nicht ausgeschlossen, dass bereits die Ankündigung einer Verfassungsbeschwerde
mediales Interesse und Nachrichtenwert erzeugt. Wie aus Tab. 15 hervorgeht, ver-
ändern sich Konsistenz und Abdeckung nur marginal. Es kommt indes ein dritter
Pfad zur Lösungsgleichung hinzu.
Analyse mit anderer Operationalisierung der Bedingung RESS Da die Anga-
ben zu den ausgestellten Hausausweisen zum Deutschen Bundestag aus zwei ver-
schiedenen Jahren stammen und von zwei verschiedenen Stellen ausgestellt wurden






















0,200 0,059 1,000 Grimmenstein via Change.org
und Campact/foodwatch/Mehr
Demokratie gegen CETA
Konsistenz der Lösungsgleichung: 0,988
Abdeckung der Lösungsgleichung: 0,543
K
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0,237 0,059 1,000 Grimmenstein via Change.org
und Campact/foodwatch/Mehr




Konsistenz der Lösungsgleichung: 1,000
Abdeckung der Lösungsgleichung: 0,496
(die Zahlen aus dem Jahr 2015 beziehen sich auf die Hausausweise, die über die
Fraktionen ausgestellt wurden, während die Zahlen aus dem Jahr 2017 auf Haus-
ausweise bezieht, die von der Bundestagsverwaltung ausgestellt wurden), wurde die
Fuzzy-set-QCA mit einem Index für Ressourcen durchgeführt, der nur drei Größen
einbezieht: Lobbyisten in VZÄ in Brüssel, Lobbyingbudget (auf EU-Ebene) und
Größe der Belegschaft. Tab. 16 verdeutlicht, dass sich die Ergebnisse nicht substan-
ziell verändern. Sie entsprechen vielmehr weitgehend den zwei Pfaden, die sich auch
im Zusammenhang mit einem höheren Frequenz-Schwellenwert ergaben. Indes ist











































































N 35 35 N 35 35
Korr.R2 0,797 0,805 Korr.R2 0,796 0,804
Abhängige Variable: Grad politischer Mobilisierung (Fuzzy-kalibrierte Outcomemenge)
Standardfehler in Klammern
† p< 0,10 * p< 0,05; ** p< 0,01; *** p< 0,001






























































N 35 35 – 35 35
Pseudo R2 0,566 0,566 – 0,577 0,577
Abhängige Variable: Grad politischer Mobilisierung (Fuzzy-kalibrierte Outcomemenge)
Bootstrap-Standardfehler in Klammern
* p< 0,05; ** p< 0,01; *** p< 0,001
K
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MOBIL 35 0,4342857 0,3733338 0 1
INDMITGL 35 0,3828571 0,4792676 0 1
MEDBER 35 0,326736 0,2784658 0,1301832 0,9789434
UNTBEV 35 0,5142857 0,288141 0 1
PARTEI 35 0,1428571 0,3550358 0 1
RSVB 35 0,8 0,4058397 0 1
Ressourcen (normalisiert) 35 0,1927311 0,2570186 0 1
Medienberichterstattung (z-
transformiert)
35 2,55e-09 1 –0,7662268 2,419631
Öffentliche Meinung (z-transfor-
miert)
35 3,19e-09 1 –1,319739 2,421207
N 35 – – – –
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